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Fehlende Rechtsgrundlage der Fortführungsfrist der besonderen Aktenbände
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Während der Bearbeitung eines anderen CRs ergab sich die Frage, ob die Fortführungsfrist für die besonderen Aktenbände (PStG-VwV 6.1.1), in denen Dokumente aufbewahrt werden, die Einträge in fremden Personenstandsregistern betreffen mit den Fortführungsfristen der Sammelakten übereinstimmt, in denen bisher die beglaubigte Abschrift der Anschlusserklärung als Beurkundungsgrundlage im Geburtsstandesamt aufbewahrt wurde (§ 5 (5) i.V.m. 7 (2) PStG).
Lösung
Mit der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur zweiten Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz - PStG-VwV - (2. PStG-VwV-ÄndVwV) wurde der Sachverhalt in Nummer 6.1.1 PStG-VwV klargestellt. 
[bookmark: _GoBack]Die Dokumentation in XPersonenstand Abschnitt 3.9.2.4 und Abschnitt 3.9.2.5 wurde entsprechend angepasst.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Rahmen der Befassung zu CR 2/2019 „Anhänge an XPersonenstandsnachrichten (2019)“ wurde der konventionelle Versand einer beglaubigten Abschrift einer Anschlusserklärung an einen Ehenamen durch eine XPersonenstandsnachricht ersetzt. Infolgedessen ergab sich die Frage, ob die Fortführungsfrist für die besonderen Aktenbände (PStG-VwV 6.1.1), in denen Dokumente aufbewahrt werden, die Einträge in fremden Personenstandsregistern betreffen (in dem speziellen Fall das Original der Anschlusserklärung, dass im Ehestandesamt aufbewahrt wird und die Folgebeurkundung im Geburtsstandesamt betrifft) mit den Fortführungsfristen der Sammelakten übereinstimmt, in denen bisher die beglaubigte Abschrift der Anschlusserklärung als Beurkundungsgrundlage im Geburtsstandesamt aufbewahrt wurde (§ 5 (5) i.V.m. 7 (2) PStG).
Wie es scheint, gibt es keine gesetzliche Frist zur Fortführung dieser besonderen Aktenbände. Damit ist nicht für die gesamte Fortführungsfrist der betroffenen Geburtseinträge eine gerichtsfeste Beweiswerterhaltung der Namensführung der betroffenen Person gesichert.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Runde der Personenstandsrechtsreferenten sollte sich mit dem Thema befassen und die Fortführungsfrist der besonderen Aktenbände so festlegen, dass sie über die gesamte Frist der betreffenden Einträge geführt werden müssen.
Nach einer solchen Befassung sollte der Satz in Abschnitt 3.9.2.4 der Spezifikation „Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte sollte der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung beim entgegennehmenden Standesamt, welche durch diesen Prozess ersetzt wird, entsprechen.“ geändert werden in „Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte entspricht der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung beim entgegennehmenden Standesamt, welche durch diesen Prozess ersetzt wird.“
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Hahn (KoSIT)	Bearbeitet am: 2020-05-04
Herr Bockstette wurde angefragt, welche gesetzliche Formulierung für die Festsetzung der Fortführungsfristen geplant ist. Folgende Gesetzesänderung wird vom BMI angestrebt:
Im Vor-Entwurf einer allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur zweiten Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz - PStG-VwV - (2. PStG-VwV-ÄndVwV) ist vorgesehen, in Nummer 6.1.1 PStG-VwV folgenden Satz 2 anzufügen:

„Für die Benutzung, Aufbewahrung und Archivierung der besonderen Aktenbände sind die für Sammelakten geltenden Vorschriften anzuwenden.“
Die im Lösungsvorschlag genannte Formulierung für den Abschnitt 3.9.2.4 der Spezifikation sollte aufgrund dieses neuen Standes geändert werden auf:
„Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte entspricht der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung in der Sammelakte des entgegennehmenden Standesamtes, welche durch diesen Prozess ersetzt wird (siehe 6.1.1 PStG-VwV).“
Die Formulierung wird von der KoSIT ersetzt, sobald die PStG-VwV in der geänderten Fassung in Kraft tritt.
Bearbeitet durch: Hahn (KoSIT)	2021-05-18
In der vorliegenden Fassung der 2. PStG-VwV-ÄndVwV ist in Punkt 6.1.1 tatsächlich folgender Satz eingefügt: „Für die Benutzung, Aufbewahrung und Archivierung der besonderen Aktenbände sind die für Sammelakten geltenden Vorschriften anzuwenden.“ 
Die Gesetzesvorlage wurde im Bundeskabinett beschlossen, und soll im Bundesrat am 25. Juni behandelt werden. Sie liegt dem Änderungsantrag als erste Anlage bei.
Bearbeitet durch: Hahn (KoSIT)	2022-08-18
Mit der Bekanntmachung im Bundesanzeiger ist die 2. PStG-VwV-ÄndVwV in Kraft getreten, inklusiver der Bestimmung in 6.1.1. Der Satz in Abschnitt 3.9.2.4 wurde entsprechend des Lösungsvorschlags geändert, auch die entsprechende Dokumentation in 3.9.2.5 wurde angepasst. Damit ist dieser CR abgeschlossen.
Bearbeitet durch: AG Test / Budke	2022-09-14
Die AG Test hat den CR zur Kenntnis genommen.
In der Testsuite ergeben sich durch den CR keine Änderungen.
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